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N Worl<shop auf dem Jahrestreffen g_SC"'IWUIC Theologie
»Herausforderung:_Schwu|e Ora |«

Tumam. - m]  Tumam. - m] ”V politische Dimension schwuler Moral? Diese rage aus
der Ausschreibung ZU Ve  en Jahrestreffen Schwule Theologie WUT-

de In eiInem eigenen Workshop aufgegriffen. ' Als Ausgangspun der Diskussion
diente das NeUue Lebenspartnerschaftsgesetz.? Um den Hıntergrun für das Ge-
spräch innerhalb der Arbeitsgruppe verdeutlichen, die Dokumentation
zunächst mıit eıner kurzen Skizze des Gesetzes enm.

Hintergrund
Zum August 2001 trat das Lebenspartnerschaftsgesetz in ra DITZ ingetra-
sCHNE Lebenspartnerschaft ermöglicht gleichgeschlechtlichen Paaren die rechtli-
che Absicherung ihrer Partnerschaft. Kurz hatte das Bundesverfassungsge-richt einen Antrag auf Einstweilige Anordnung abgelehnt, mıit dem die drei Freli-
Ttaaten Bayern, Thüringen und achsen das NeUue Rechtsinstitut der Eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft verhindern wollten.

DIie endgültige Materiale Entscheidung über die Verfassungsklage steht noch
au  N DITZ Kläger sehen durch das (Gesetz den grundgesetzlich garantierten beson-
deren Schutz Von Fhe und Familie? bedroht, machen In der politischen Diskussi
on aber auch jJuristische Mänge!l Bundesgesetz eltend

BA Gesetzeswerk wurde geteilt, E5 In der Länderkammer nicht vollstän-
dig scheitern lassen. Nach der Ablehnung des So  ten Lebenspartner-schaftsergänzungsgesetzes durch den Bundesrat Izte der Vermittlungsausschuss
IM Februar 2001 eıne Arbeitsgruppe eIn; auf Seiten der Unionsparteien fehlt
aber bisher eın ille ZUr Vermittlung. SO bleibt das NeUue (Gjesetz vorläufig eın
lorso Der Eingetragenen Lebenspartnerschaft fehlt daher bislang eine hefriedi-
gende alance zwischen Rechten und Pflichten

Ler Workshop wurde geleitet VvVon Dr. Wolfgang Schürger.
(jesetz über die Eingetragene Lebenspartnerschaft Pa Leben_spartnerschaftsgesetzLPartG) VOoO Februar 2000 BGBl. A r 266)
Vgl Art.
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DEN Lebenspartnerschaftsgesetz verpflichtet die | änder Ausführungsgesetze
erlassen In diesen IMUSS beispielsweise eInNne ehörde hbestimmt werden Vor

der die Eintragung VOTSCNOTMME werden soll DIie LOsungen reichen VoNn

feierlichen Zeremonie VoOrT dem Standesamt His einfachen Verwaltungsakten
VOT den Kreisamtern DIT3Z einzelnen Ausführungsgesetze sind unterschiedlich
chnell und ambitioniert verabschiedet worden dass ZUuU Inkrafttreten des

(‚esetzes die Eintragung zunächst MUT zehn Bundesländern
recht möglich wurde Bayern geht Sonderweg Hıer erfolgt die Beurkun-
dung der Lebenspartnerschaft beim Notar

[ Jas 11ICUE (iesetz IST Ausdruck Insgesamt g  ]  © Akzeptanz gleich
geschlechtlicher Lebensweisen Fur deren stärkere rechtliche Absicherung |ässt
sich formal mMIt dem Prinzip der Gleichbehandlung, material MIt dem Schutz der
Menschenwürde argumentieren |)ie Offnung der Fhe für gleichgeschlechtliche
Paare hält das federführende Bundesjustizministerium (BM)) verfassungsrecht-
lıch nicht für möglich

»DIie Fhe ISst eine rechtlich und nach der Anschauung UNSefeT Gesellschaft
klar definierte Institution VED ( SIe umfasst die unter Einbeziehung der Sexualität
auf |)auer angelegte Lebensgemeinschaf zwischen Mann und Frau
auch ZU WeC eMEINSAME Kinder haben und erziehen DITZ
Lebenspartnerschaft offensichtlich niıcht diese Definition Sie ıST etiwas
anderes (

[ Die Rechtsordnung steht VOT Herausforderungen Sowohl auf Seıiten
VOT) Schwulen und | esben als auch auf Seıiten heterosexueller L ebensformen ıST
EeINe zunehmende Ausdifferenzierung Lebensstilen auszumachen Rechts-
politisch stellt sich die Aufgabe Differenz ANSEINECSSECN berücksichtigen aber
nicht he! der Verteilung Von Lebenschancen wirksam werden lassen

Gleichgeschlechtliche Beziehungen zukünftig sesetzlich regeln IST kein
deutscher Sonderweg In vielen | ändern entwickeln sich inzwischen derartige
Gesetzesinitiativen oder sind auch verschiedentlich bereits u  e worden
Vorrelter die skandinavischen Staaten

Vgl Warnke, Zur Diskussion die rechtliche Anerkennung gleichgeschlechtli-
cher Lebensgemeinschaften den evangelischen Kirchen des deutschsprachigen
Raums Keil/M Haspe! (Hgg.) Gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften
sozialethischer Perspektive eıtrage JAHT: rechtlichen Regelung oluraler Lebensformen
Neukirchen Vluyn 2000 151 167 hier 162
BM)Internetselten
Vgl Behrens, Heterosexueller Imperialismus? Homosexuelle Subversion? Von den
Angsten Vor Ende des Monopols Ehe, i Keil/M. Haspel, Gleichgeschlechtli-
che Lebensgemeinschaften i sOzialethischer Perspektive, 65-81
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i Der Verlauf des Workshops

Erster Schritt /ugange
Während der Motivationsabklärung bBeginn kristallisierten sich er den Teil
nehmern ZWEeI verschiedene Blickwinkel heraus sich der rage nach der p -
lıtischen [|Dimension CcCAhwWwUuler Moral nähern

Aus dem politischen Engagement erwächst die uC nach ethischen KrıterIi-
für die Gestaltung der verschiedenen Lebensbereiche und Politikfelder (Z

der Gleichstellungs- oder Lebensweisenpolitik) Umgekehrt wirft die Beschäffti-
SUNgs MIT ethischen Problemstellungen die rage nach den sich daraus ergeben-
den politischen Folgerungen auf

/welter Schritt Wahrnehmung
Um das Lebenspartnerschaftsgesetz War politisch, gesellschaftlich und auch Ir
liıch sehr heftig, nicht selten erstaunlich emotional und mitunter reichlich
Dolemisch gestritten worden. Ausgangspunkt für das weltere espräc
7 WEeE] JTexte zentraler Protagonisten Aaus dem Prozess der Gesetzesvorbereitung
F1  e AaUus der Feder Volker eCc 11 anderen Aaus dem Onlineangebot
des DM/]

Der Rechtspolitiker und Bundestagsabgeordnete Beck zugleich Funk-
U1ONar des Lesben und Schwulenverbandes Deutschland LSVD) kann als der
malßgebliche politische Inıtiator des Gesetzes gelten LIieses IST innerhalb
der Bundesregierung Kessort der Bundesjustizministerin angesiedelt worden
el Aussagen können als ekannt vorausgesetzt werden und klingen zunächst
einmal WIeEe belanglose Wiederholung DITZ hinter ihnen stehenden Weichenstel
lungen sind aber für den ortgang des Gesetzgebungsverfahrens vVon nıcht UuUNeTrT-
heblicher Bedeutung SCWESCH

HIN Hamburger Journalist urteilte über die politische Strategie Becks »Die
GCHESC Verzahnung aulßerparlamentarischen nteressenverbandes mMiıt
Bundestagsfraktion sucht der Bundesrepublik ihresgleichen aber SIEe hatte
Erfolg Der Bundesverband Homosexualität (BVH) als Iinker Dachverband schwuler
Selbsthilfe- und EmanzIıpationsgruppen überlebte den amp die Vorherr-
schaft auf dem schwulen Politikmarkt nicht.«? BED NMeue (Gesetz IST en Sieg des
integrationistisch Oriıen l erten Teils der Schwulen- und Lesbenbewegung Uber
die Ressortzuordnung Kabinett War heftig gestrıtten worden Mit der . SW

Entscheidung übernahm INan auch auf kegierungsebene die VOrWIeEe-
gend bürgerrechtspolitische Argumentation amp das Neue CGijesetz

AuSzug Aaus Deltrag für die Zeitschrift IN der Debatte«, 2:5- unı 999
Onlineinformationen des BM)J »DDIe Lebenspartnerschaftsgesetze rechtlicher
Schutz für lle Lebensformen«.

Mielchen [Die OMO-Fhe Dokumentation und Ratgeber Hamburg 2001
Vgl Mielchen DITS OMO Fhe



Axe| KUHZ€I Mora und ‚olitik A0

|Die Konzentration auf die Bürgerrechtsperspektive War für den relativ schnel-
len Erfolg des gesellschaftspolitisch brisanten Projekts innerhalb VOT rund zehn
Jahren nicht unbedeutend. Allerdings sind AI auch Abstriche In der Mebatte n
Kauf worden. Hıervon wird noch sprechen sem. Zunächst sollen
die vorgelegten Begründungen für die Schaffung der Eingetragenen Lebenspartner-
SCHaft auf die n ihnen enthaltenen ethischen Motive efragt werden.

| )as 6M) henennt drei Motive: Abbau VOTl Diskriminierung, Respekt VOT ande-
ren | ebensformen und die »Förderung stabiler nersönlicher Beziehungen He
Menschen, die aallı Rechten und Pflichten füreinander einstehen wollen«. Im letz-
ten un Ist eın EigenInteresse des Staates nicht übersehen.

(1) In sroben ugen verweilst das Minıiısterium auf die lange kulturgeschichtl!!
che Tradition der Diskriminierung und Verfolgung VOlTl Homosexuellen. Erinnert
ird nicht NUur die nationalsozialistische Verfolgung VoOoN Homosexuellen, SOf1-

dern auch die rechtliche und gesellschaftliche Ausgrenzung Von cChwUulen
und | esben In der Bundesrepublik: »Aber noch 19565 als der amalige RBundes-
präsident Richard Von Weizsäcker in seIner erühmten Rede DEr Maı ME E bannn
auch der Homosexuellen NS-Opfer gedachte, en Viele sich arüber empört.«"

HINe gesellschaftliche Diskriminierung schwul-lesbischer | ebensformen Ist nach
Meinung des Miniısteriums auch heute noch spürbar. Der au VOT) Diskrimi-
nılerung mMuUSSE eshalb weitergehen.

Recht VasC Ist allerdings die Begründung dieser Forderung SIe stutzt sich
FF einen auf die In Art. enthaltenen Diskriminierungsverbote, '“ ZUNMm

deren auf eın über rechtliche Festschreibungen hinausgehendes allgemeines
Toleranzgebot, das Z soziogkulturellen Standard der demokratischen Gesell-
schaftsordnung gerechnet ird [ Der zıtierte Toleranzbegriff Dleibt inhaltlich
bestimmt.

(2) Dasselbe Silt für das Bekenntnis YVASE Anerkennung anderer L ebensformen.
:IAs 5M)] pricht sich ZWar Rückgriff auf das Grundgesetz für eIne Anerken-
NUuNns sexueller Diversifizierung aQus; sst aber offen, die (renzen Im Finzel-
nen SgEeZOBECN werden sollen:

»Gleichgeschlechtliche Sexualität ıst weder Krankheit noch scßlechtes Be:
nehmen noch widernatürlich oder Ausdruck krimineller Gesinnung oder krimi-
nellen Verhaltens. SIe Ist vielmehr: eine Form der csexuellen Orlentierung neben
der heterosexuellen Identität. Wiıe diese sehört SIe Zzu Menschen, ird also
Vo Achtungsgebot UuUNnserer Verfassung In Art. und der Handlungsfreiheit
des einzelnen In Art umfasst.«'>

BMJ)J-Internetselten
[Die sexuelle Orientierung wird dort nicht »eXpressis verbis« genannt: »Niemand darf

seIiner Abstammung, seIner Kasse, seIiner Sprache, seIner Heıiımat und Her-
un seINEes Glaubens, seIiner religiösen oder politischen Anschauung benachteiligt
oder hevorzugt werden. Niemand darf seIner Behinderung benachteilligt Weel-

den.« (Art. Abs GG)
13 D  -Internetseıiten.
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(3) Hınter der staatlichen Aufgabenzuschreibung, stabile menschliche Bezie-
hungen fördern, werden ZwWEe]I Begründungen SIC  ar Zum einen heruft sich
das DM|/] DOSILIV auf den bekannten Art. Zzu anderen wird eın euUuc
efenSsSIV formuliertes Ziel definiert. Unterstellt ird en gesellschaftlicher Trend
ZuUur »Abnahme Von Bindungswillen und Bindungsfähigkeit« | )esem gelte ES
zusteuern

Allerdings bleibt auch dieser Stelle unklar, die (Girenze der förderungs-
würdigen »Formen Von stabilen Partnerschaften« gCeZOSgECN werden soll FS ird
nıcht deutlich, ob der gesetzliche Regelungsbedarf mMıt eıner stärkeren Absiche:
1uUNgsg und Förderung VOonN Lebenspartnerschaften Im Sinne des Paragraphen Abs

L PartCG (vorerst?) ausreichend edeckt ist Auf diese rage ird noch zurück
kommen seın

|)ie Von Beck vorlegte Begründung argumentiert durchgehend bürgerrechts-
politisch er Grünen-Politiker sieht eine deutliche rechtliche Ungleichbehandlung
egeben »Bislang gelten gleichgeschlechtliche Lebenspartner VOT dem (‚esetz
als Fremde, gleichgültig WIE lange SIE zusammengelebt en E Fntfernte Ver-
wandte en mehr Rechtsansprüche als der Lebenspartner.« Implizite_

wird eINe bestehende Geschlechtsgemeinschaft [Die EsSEe rechtlicher Be-
nachtelligungen ird uUurc zahlreiche Beispiele Z au$s dem Unterhalts-,
Sozlialversicherungs- oder Steuerrecht;) unterfüttert.

| He seforderte Gleichbehandlung sOl| auf zwel egen erreicht werden: den
Abbau hbestehender Benachteiligungen und die Einführung rechtlicher Regelun-
genN solchen Stellen, der Stäat bisher noch keinen Regelungsbedarf C[-
Kkannt der eltend emacht hat HUr die Einführung des Rechtsinstituts der
Lebenspartnerschaf pricht, dass In vielen Fällen Deklagter Benachteiligung DrI-
vatrechtliche Vertrage oder gegenseltige Verfügungen ohne Bindewirkung SC
genüber Urıtten oder dem Staat nicht weiterhelfen. Angezielt ISst eIne rechtliche
Gleichstellung mMıiıt Ehepaaren Kritisch angemerkt wurde in der Diskussion, Adass
Gleichstellung n der vorgelegten Begründung UT Postulat für den Weg der Gileich
behandlung SeI

Bel der näheren Betrachtung Von eC| Argumentation ll auf, dass die for-
mulierten Ansprüche auf Gleichbehandlung Im Einzelnen nicht näher reflektiert
werden. FS ehl eın ethischer MaßlSstab!* für die 16 nach konkreten Handlungs-
optionen, den beklagten Status der Rechtlosigkeit ZU verändern, dass tat-
sächlich eın ehr Gerechtigkeit verwirklicht ird Beck sibt lediglich eiınen
kurzen Hınwels, In dem T Im Zusammenhang vermögensrechtlicher rragen das
Prinzip der Verhältnismäßigkeit Ins piel bringt.

eiche Auswirkungen das NMeUue (Gjesetz haben wird, Ist noch nicht absehbar
Fines wird INan aber oh! dürfen: »DIie politische und rechtliche Gilleich-

Letztlich verbirgt sich anınter die rechts- und moralphilosophisch »alte« rage nach
dem Verhältnis zwischen Recht und Gerechtigkeit.
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stellung stellen 1Ur Anfangsstufen dar die soziale Gleichstellung IST vie| komple-
Xxer schwerer erreichen und kommt zuletzt

Dritter Schritt UC| nach ethischen »Leerstellen«

DITZ Auseinandersetzung MIt den vorgelegten Begründungen leitet über ZUTr Fra

B, welche ethischen »Leerstellen« das NeUue esetz aufweist
61} Wiıe ezeigt betrachtet das BM) die Förderung stabiler menschlicher Be-

ziehungen als eiNe WIC  ige Aufgabe des Staates Jese Aufgabe lasse sich nıcht
allein auf die Fhe beschränken Rechtliche Regelungen für epaare Kkönnten
durchaus als Vorbild für die Lebenspartnerschaft werden Unterschiede
he! eherechtlichen Regelungen aber dort angebracht eESs a_

Kinder seht Fur Schwule und | esben gelte unverkürzter Form die
Sicht des BM) der besondere Schutz der Familie den die Verfassung Art

garantıert. Indirekt ird damit Formen sOzialer Flternschaft dieselbe Schutz-
würdigkeit WIe biologischer Elternschaft zuerkannt.

Jedoch |1öst das MEeUEe (: ESPfZ entsprechende Erwartungen hbeim umstrittenen
ema schwul-lesbischer CoElternschaft niıcht vollständig in BA MeUue (iesetz
verzichtet darauf emIn gemMeINSamMmeE>S Sorgerecht oder die Möglichkeit Sd-
[1Nel option einzuführen obwohl Folgen für Kinder AUuUs gleichge-
schlechtlichen Familien nicht nachweisbar sind |)er Kieler Pädagoge Sielert seht

weiIt
yIm Gegenteil In mancher Hinsicht wurden die Kinder durch eine hewusster

elebte Flternschaft ihren Persönlichkeitseigenschaften mehr gefördert (Z
Blick auf flexiblere Geschlechtsrollen) |)as geht alles auf das ONO der | ibe.

ralisierung und Entstigmatisierung der Homosexualität Vo'n/n Seilten der Gesellschaft
und die psychodynamischen auch die subkulturellen Normen und Umgangs-
elsen beeinflussenden Anpassungskräfte Zusammenspiel VON Liebe Frotik
und Fruchtbarkeit be!] gleichgeschlechtlich lebenden Menschen auch hel den
annern

(2) [ )as NeUe esetz regelt bisher weitgehend rechtspolitisch nicht
erfassten Bereich des menschlichen Zusammenlebens »Zugangsvoraussetzung«
IST die Annahme bestehenden Geschlechtsgemeinschaft DEN französische
eispie des yPacte ivil de Solidaritee« ermöglicht dagegen auch anderen Soli
dargemeinschaften eInle rechtliche Absicherung

So weillt seht das deutsche Gesetz nicht Seine Perspektive bleibt die auf SECEXU-

elle Gemeinschaft gegründete Zweierbeziehung |)avon abweichende FEinstehens-
und Verantwortungsgemeinschaften ussen weiterhin auf eEINe stärkere rechtli-

Lautmann, Recht als Symbol [Die Gesetzgebung ZUr gleichgeschlechtlichen Part-
nerschaft epd-Dokumentation 2001) Nr Heft 1) 33 hier

Sielert Produktivkraft Liebe Pädagogische Impulse ZUT Gestaltung VOonNn nm
beziehungen, In Behrens/R Sachau (Hgg.) Homosexualität — Herausforderung für
die Familie (Orientierungen; . E Hamburg 2000 1: Z 510) hier
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che Absicherung verzichten. [ DIies rief kritische Stimmen sowohl AUS$s der Schwu:
len- und Lesbenbewegung als auch VOlTl der konservativ-kirchlichen Gegenseilte
auf den Plan Vermissen die einen Respekt VOT der Vielfalt Draktizierter | ebens-
formen, sehen die anderen gleichgeschlechtliche Partnerschaften gegenüber
anderen Solidargemeinschaften unberechtigterweise bevorzugt.

Angesichts einer gestiegenen Pluralität Lebensformen raucht E Neue

Konzepte, {CGileichheit n der Differenz« (R Nickel) politisch und rechtlich B
währleisten. Notwendig Ist eINne qualifizierte Differenzierung: »Aufgabe des SA
tes Ist ES nicht, neue Leitbilder entwerfen, sondern eIne der individuellen
Lebenssituation an  ne rechtliche Absicherung anzubieten.«!7 |Die Defini-
tionsmacht [11US55 eweils Von den »Betroffenen« selbst ausgeü werden. [ )as Pro-
ekt Schwule Moral könnte für diesen Anspruch eın wichtiger Baustern sSenm.

(3) HIN weilterer Punkt ang mMiıt den vorstehenden Gedanken CHS M-
men Der gefundene Gesetzeskompromiss enweiterhin Institutionenorientiert.
|ie rage, WIE Dartnerschaftliche und familiale Lebensformen, In denen Men-
schen füreinander Verantwortung übernehmen, arüber hinausgehend gefördert
werden können, hleibt en

Miıt dem Gesetz Ist eın erster chritt gemacht, die rechtlichen Regelun-
gen L ebensformen pluralisieren: Y und das Ist gul S0O.« FS leiben aber
Fragen en | Jie Debatte über eine erneuerte, nachhaltige und zukunftsfähige
olitik des Zusammenlebens, die sich einer »Kultur der Vielfalt« bekennt, wird
weitergehen: » un das Ist auch gul SO Fine derartige olitik ird stärker
lebensweisenorientiert und lebenslaufbezogen formuliert werden mussen.

Vierter Schritt Reflexion und offene Fragen
[ Die abschließende Reflexion kreiste vorrangıg Zzwel Fragen, In denen sich
noch einmal die heiden Perspektiven widerspiegeln, die bereits Dei der Meotivations-
abklärung lage Wo hat Politik eın Interesse Fthik? Und
umgekehrt Wıe lassen sich ethische Impulse In der politischen Diskussion
platzieren?

(1) [ )as Lebenspartnerschaftsgesetz ISst Ausdruck dafür, Aass gleichgeschlecht-
M L ebensweisen heute VvVon Stäatf und Gesellschaft als eigenständige Lebens-
formen wahrgenommen werden. chwule und Lesben werden als eigene nteres-
SCHSTUDDE IM Prozess politischer und sozialer Chancenzuteilung anerkannt.'®

Behrens, Zusammen leben aber anders. Perspektiven eiıner Politik der Vielfalt, In
Ders./Rüdiger Sachau, Homosexualität Herausforderung für die Familie, 98,
hier
IC diskutiert werden sol| dieser Stelle die rage, ob ich Im Kampf die Einge-
tragene Lebenspartnerschaft mal wieder das »Pech Von Minderheiten« bestätigt,

spat kommen. In der Auseinandersetzung das Lebenspartnerschaftsgesetz
Stimmen hören, die sich n diesem Sinne äußerten und In der »Homo-Ehe«

Ine standardisierte, institutionalisierte Lebensform sahen, die sich eigentlich Jängst
uDerlie hat
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In der Debatte das MEeUeEe esetz spiegeln sich zahlreiche Aspekte Aaus

dem spätmodernen | ebensformendiskurs Pluralisierung, Individualisierung
und sOzlale Differenzierung wider. DIie Gesellschaft hat sich In eIne Vielzahl indi
vidueller Lebenslagen und Diographisierter | ebensweisen ausdifferenziert. Part-
nerschaften werden zunehmend selbstreflexiv. Vom Finzelnen wird eINne hohe
Ambiguitätstoleranz e  J Fragen der Identitätsbildung bekommen eın es
Gewicht Voraussetzung der gestiegenen Pluralität sind die Auflösung gesellschaft-
liıcher Rollenzuschreibungen, diverse Emanzipationsprozesse SOWIE eiIne Zunah

ptionen für die individuelle Lebensplanung Bisher Aic verbindlich gelten-
de Sinn- und Verweisungszusammenhänge haben sich aufgelöÖöst.

[DIes weckt auf der eınen Seıte Engagement für Gruppen, die bisher Im Schat:
ten der MajJoritat selebt aben, Iöst auf der anderen Seite aber auch ngs und
Verunsicherung aus | ie in stärkerem aße sichtbar werdende Pluralität diver-
genter Lebenserfahrungen |ässt Furcht VOT einem ückgang allgemein verbindli-
cher normativer alsstaDe aufkeimen.

LDer nolitische Steuerungsbedarf wird angesichts dieser »Zeitdiagnose« nicht
geringer; ihm gerecht werden ıst eIne anspruchsvolle Aufgabe |DIie Suche
nach ethischen otiıven In den Begründungen für das Lebenspartnerschaftsgesetz
hat Insgesamt ezeigt, dass die gemeinsame Verständigungsbasis nıcht cehr hreit
ist '9 Vielfach ird als Sprachkode auf das Grundgesetz zurückgegriffen. [DIie In-
haltliche Füllung bleibt allerdings vage

[Der Ruf nach ethischer Vergewisserung erschallt nicht selten dort, der
nolitische Interessensausgleich überfordert Ist. erte werden Zz/zu Politikum, wWenn

der Status qQUO n rage gestellt ird und Legitimationsprobleme auftauchen. DIie
kann sOziale Lernprozesse anstoßen, darf sich aber nicht mMıit der Aufgabe

eıner »Reparaturanstalt« egnügen Die kritische Erinnerung die ethischen »Leer-
stellen« politischer der rechtlicher Regelungen Mag unbequem seln, Ist aber
unverzichtbar für eine die sich nicht allzu vorschnell vereinnahmen lassen
will Hıer stellt sich unweigerlich die rage, WIE sich in diesem Sinne als
Dialogpartnerin INnS piel bringen kann.

(2) An dieser Stelle stellt sich eın Transferproblem: Fthische ussagen mMmMussen
In die Logik politischer der juristischer Handlungs- und Entscheidungsprozesse
übersetzt werden. Sol! der thiker dabe! eher einer Dolmetschertätigkeit nachge-
hen oder Heber eın Dissidententum oflegen? [DIie nfragen der Systemtheorie
en den ersten Ansatz plausibe! gemacht. Gileichfalls hat die Organisations-
theorie aufgezeigt, dass eine Veränderung des Status YJUO oft gerade durch Irrıta-
tion, den INnDrucC remder und ungewohnter Denkkategorien erreicht ird Was
ware damit/wenn der thiker [1UT WIE der Politiker reden würde? Zum
Selbstgespräch dürfte aufgrund ihres eigenen e aber auch nicht WeT-

den ESs scheint eın Spagat bleiben

Vgl diesem Problem Langenbeck, Wertewandel eın Politikum. Philosophi-
sche, soziologische und politische Aspekte einer Diskussion, Aachen) (1 990),
14
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| ie geforderte UÜbersetzungsleistung 1110555 IM zivilgesellschaftlichen Diskurs
erbracht werden. ass SIEe tatsächlich elingt, Ist nicht garantiert. FS lohnt sich

hinzuhö6ren, ob INan nicht gerade vielmehr €] ist, »gekonnt« aneman-
der vorbei Zur reden. Derartige Sprachspiele mussen nicht iImmer olakativ
daherkommen WIE damals die »wImportierten | ustknaben Im Sommerloch« (S
jelchen) ort Fthik sich als Dialogpartnerin anbietet oder oolitischen Einfluss
eltend macht, geschieht dies zumelst In institutionalisierter Form n Gestalt VOll

Kirchenleitungen, Wissenschaft oder Verbänden.
[DIe Beschäftigung mMit dem Projekt chwuler Moral darf eshalb realistischer-

wWelse nicht übersehen, dass noch en anderes UÜbersetzungsproblem Dewälti-
gen ist: In ethischen Fragen esteht auch nnerkirchlich eın mitunter nicht gerIin-
SCr Pluralismus. DIie UÜbersetzungsprobleme zwischen den verschiedenen inner-
kirchlichen Grupplerungen und nstitutıonen sind er nicht minder lein EIAs
gilt dann auch für die keineswegs konfliktfreie Wahl der richtigen Strategie.

Schließlich gilt ES übersetzen zwischen den konkreten Erfahrungen Finzel-
mer und den gemeInsamen Ethikentwürfen: Gefordert Iıst eine kontextuelle
die offen bleibt für konkrete Gesprächserfahrungen Jes verneımnnt nicht die Not-
wendigkeit mitunter steiler theoretischer Abstraktion, verlangt aber gleichzeltig
die Bereitschaft, sich auf die en der Fbene einzulassen. FIN weitschweifender
IC über den olken vEITNAS -19 und arneır verschaffen, kann aber
Differenzen auf | )auer nicht ausreichend wahrnehmen. Nur WeTrtr sich auf die kon
krete begegnung Im Tal des Alltags einlässt, ird auch einmal NMeUue Aufstiege
bisher unbekannten Gipfeln entdecken können.

| Die Hhenannten »UÜbersetzungsprobleme« en eine enge Ooffener Fragen
aufgeworfen; die weltere Auseinandersetzung mMıt ihnen dürfte für eine Ortfüh-
[1uNns des rojekts »Herausforderung: Schwule Moral« nicht belanglos semn. An
diesem un ware eine Weiterführung der Diskussion spannend und fruchtbar
SECWESEN. L eider Wl dies aus zeitlichen Gründen nicht möglich. Deshalb O]
dazu ermutigt werden, die Fragen Im Leserkreis weilter diskutieren und das
Gespräch über die LDauer des Workghops hinaus fortzusetzen.

Fünfter Schritt Vorstellung IM Plenum

Fur die Vorstellung der Workshopergebnisse wurde das Bild ineinander greifen-
der Zahnräder ewählt BEN Verhältnis Von olitik und Moral kann als Uberset-
ZUN8SSPDTOZESS heschrieben werden. Sach: und Erfahrungskompetenz 11NNUS$S5 Im
nolitischen Prozess In rechtliche Regelungen übersetzt werden. hat e
Zzwel Aufgaben SIe Ist IM Bild leiben und zugleic Sand Im (‚etrie-
he Schmiermittel dort, SIE sich als Katalysator gemeInsamer Dialog-, L Ern:
und Verständigungsprozesse begreift und auf diese Weise die nandlungsleitenden
Aspekte In der Vielfalt konkreter L ebensentwürfe sichtbar macht:; Sand dort,
SIE die heimlichen Antriebskräfte verschwiegener Machtstrukturen In diesem
Räderwerk offen legt



Axe| KUHZ€I M0l'ö und 'olitik

HlT. Schwule Ora un Politik: eiInNe zweifache Herausforderung
|ie Herausforderung chwule Moral ist eine zweifache: Nicht NUur zwischen den
verschiedenen | ebensformen |ässt sich eine Vielzahl ı ebensstilen ausmachen.
Auch der Kontext Schwuler Moral Ist plural. Deshalb ird auch Schwule ora|l
notwendigerweise olura! sSem. Für das Projekt Schwule Mora!l ergibt sich daraus
en Selbstanspruch: der nspruch, die Je eigenen, mMmitunter ganZ verschiedenen
Lebenserfahrungen wahrzunehmen, arüber ernsthaft und verbindlich InS (C3@-
spräch kommen und Hereit seln, sich gegenseltig befragen lassen und
voneinander lernen. dieser hohe Anspruch auf dem jetztjährigen Jahres:
treffen eingelöst wurde, kannn und SO|| dieser Stelle nicht entschieden werden.

DITZ zweiıte Herausforderung ist verbunden mMıt der Suche nach dem Ort eiıner
Schwulen Moral [ er Dostmodernen Verführung eiıner Privatisierung der MO-
ral Iıst ebenso wehren WIE der Pluralisierung eiıner die letztlich
jedes fremde Argument immun geworden Ist. Schwule Moral würde sich selbst

Wert verkaufen, WEln SIE sich NUur als Fthik sexueller Intimitat der privater
Selbstbezogenheit verstehen wollte, wenn SIE NUur noch nach dem »schönen«,
nıcht aber auch nach dem »guten eben« fragen wollte. [DIie Plausibilitäts-
bedingungen des eigenen Anspruchs dürfen niıcht kleingeredet werden: FS |ässt
sich argumentieren, welche Versprechungen unglaubwürdig, welche Verheißun-
SCH NaIlVvV und welche Ziele dealisiert oder banal formuliert sind

Beide Herausforderungen zusammMmeNSgeNOMMEN verlangen nach einer
die plural und lernbereit ist, aber gleichzeltig integrierenden Anspruch ihrer
Wertekommunikation festhält [ )er (Irt Schwuler oral ist er innerhalb einer
umfassenden FEthik und Theologie der | ebensformen suchen. DIie rage nach
dem uen |ässt sich diesem Anspruch nıcht auf das eigene Biınnen-
mMilieu eingrenzen. chwule Moral Ist gefordert, sich In die mitunter konflikt:
reiche politische L ebensformendiskussion Kritisch und konstruktiv einzuschal-
ten [ ieser Prozess hat In esum 2001 begonnen und ET ird hoffentlich welter-
gehen
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